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Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Die aufgeworfenen Fragen machten umfangreiche 
Vorarbeiten bei den Ländern erforderlich. Sie konn- 
ten zu einem Teil erst nach eingehender Prüfung 
der bei den Ländern vorhandenen Unterlagen be- 
antwortet werden. 


1. In welcher finanziellen Situation befinden sich 
die Krankenhäuser heute in der Bundesrepu- 
blik? 

a) Wie hoch ist das jährliche Defizit der Kran- 
kenhäuser, insbesondere der Akutkranken- 
häuser? 

b) Wie hoch belaufen sich die Kosten, die jähr- 
lich für Erstinvestitionen, 

für die Wiederbeschaffung der mittel- 
fristigen Anlagen, 

für die Wiederbeschaffung der kurz- 
fristigen Anlagen (unterteilt nach dem 
Kriterium „Lebensdauer“ der kurzfristigen 
Anlagen) 

der Krankenhäuser, insbesondere der Akut- 
krankenhäuser entstehen? 

c) Wie hoch sind die Finanzierungshilfen, die 

die Länder, 
die Gemeinden 

jährlich für die Krankenhäuser bereitstellen? 
Zu Frage 1 a) 

Die Bundesregierung hat im Bericht über die finan- 
zielle Lage der Krankenanstalten in der Bundes- 


republik Deutschland - Drucksache V/4230 - fest- 
gestellt, daß für 1966 das Defizit bei der stationären 
Behandlung in der 3. Pflegeklasse der Akutkranken- 
anstalten nach Abzug der herkömmlich geleisteten 
öffentlichen Betriebszuschüsse und der Finanzie- 
rungszuschüsse (bzw. Teilen der als Darlehen ge- 
währten Finanzierungshilfen) rund 840 Millionen 
DM betragen hat (S. 21 der Drucksache, Abschnitt 
3.5.2). In der Wertung dieses Ergebnisses für das 
Jahr 1968 ist weiter festgestellt worden, daß dieses 
Defizit auch für die Jahre 1967 und 1968 zugrunde 
gelegt werden kann, weil die laufenden Lohn- und 
Gehaltssteigerungen sowie die wesentlichen Steige- 
rungen bei den Sachkosten durch Pflegesatzerhöhun- 
gen im allgemeinen aufgefangen werden konnten 
(S. 24 der Drucksache, Abschnitt 4.2). Die aufgrund 
der Kleinen Anfrage bei den Ländern durchgeführte 
Umfrage hat ergeben, daß diese Feststellung mit 
den bereits, für die Jahre 1967 und 1968 gemachten 
Einschränkungen auch für das Jahr 1969 getroffen 
werden kann. Die Kostensteigerungen sind auch 
1969 im wesentlichen durch Pflegesatzerhöhungen 
aufgefangen worden. Dies wird bestätigt durch die 
im Sozialbericht 1970 - Drucksache VI/643 - mitge- 
teilten Ergebnisse über die voraussichtlichen Auf- 
wendungen der gesetzlichen Krankenversicherung 
für die Anstaltsbehandlung; danach zeigen die be- 
rücksichtigten Teilergebnisse für 1969, daß in diesem 
Jahr die Kosten für Anstaltsbehandlung um etwa 
15 v. H. gestiegen sind (S. 84 der Drucksache). Die- 
jenigen Länder, nach deren Mitteilung die Kosten- 
steigerungen nicht im vollen Umfange durch Pflege- 
satzerhöhungen ausgeglichen werden konnten, haben 
keine detaillierten Angaben über die Höhe der nicht 
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gedeckten Kostensteigerungen machen können. Da 
aber auch in diesen Ländern der größte Teil der 
Kostensteigerungen durch Pflegesatzerhöhungen 
berücksichtigt wurde, kann sich insgesamt nur eine 
im Verhältnis zum Gesamtdefizit gesehen gering- 
fügige Erhöhung des Defizits ergeben haben; diese 
wird auf höchstens 3 v. H. des Defizits für 1968 
geschätzt. Für 1970 kann ein Fortdauern dieser 
grundsätzlichen Ausgangslage angenommen wer- 
den. Die Fortschreibung des in dem Bericht der 
Bundesregierung über die finanzielle Lage der 
Krankenanstalten festgestellten Defizits für 1966 
ergibt danach für das Jahr 1969 ein Defizit von 
865 Millionen DM und für 1970 voraussichtlich ein 
Defizit von rund 890 Millionen DM. 

Für den Bereich der Sonderkrankenanstalten sind 
im Bericht der Bundesregierung zur finanziellen 
Lage der Krankenanstalten in der Bundesrepublik 
Deutschland keine Feststellungen über ein Defizit 
enthalten. Es ist darauf hingewiesen worden, daß 
für einen wesentlichen Teil der Sonderkranken- 
anstalten bereits jetzt überregionale Träger, wie 
Länder, Landschaftsverbände, Landeswohlfahrtsver- 
bände, Sozialversicherungsträger u. a. die Finanzver- 
antwortung tragen. Außerdem ist die apparative und 
personelle Ausstattung in diesen Krankenanstalten 
nicht so aufwendig wie in den Akutkrankenanstal- 
ten (S. 12 der Drucksache V/4230, Abschnitt 2.3.3. 1, 
Buchstabe b). Detaillierte Angaben über eine defi- 
zitäre Lage bei den Sonderkrankenanstalten liegen 
nicht vor. Auch die Länder haben hierzu keine 
näheren Angaben gemacht. Jedoch kann aufgrund 
der besonderen Verhältnisse bei den Sonderkran- 
kenanstalten davon ausgegangen werden, daß im 
Bundesdurchschnitt gesehen das Verhältnis zwischen 
Kosten und Erträgen der Sonderkrankenanstalten 
günstiger ist als bei den Akutkrankenhäusern. 

Zu Frage 1 b) 

In der Bundesrepublik Deutschland waren am 
31. Dezember 1968 rund 665 000 Krankenhausbetten 
vorhanden. Von diesen entfielen 447 000 Betten auf 
Akutkrankenanstalten. Für die Beantwortung der 
Frage erscheint es notwendig, aus der Gesamt- 
bettenzahl die Betten in Universitätskliniken, die 
sowohl nach den Kosten als auch nach ihrer Förde- 
rung wesentlich von den übrigen Krankenhäusern 
abweichen, auszugliedern; ihre Zahl beträgt rund 
35 000. 

Bei einem durchschnittlichen Bettenwert (ohne die 
Kosten der Personalwohnungen und Personalwohn- 
heime sowie der Ausbildungsstätten) von rund 
70 000 DM im Jahre 1970 und einer nach Abzug der 
Betten in den Universitätskliniken verbleibenden 
Gesamtbettenzahl von rund 630 000 planmäßigen 
Betten beträgt das gesamte Anlagevermögen der 
Krankenhäuser zu Wiederbeschaffungswerten rund 
44 Milliarden DM. 

Bei einem Anteil von 35 v. H. der langfristig nutz- 
baren Teile an allen Anlagen des Krankenhauses 
und einer durchschnittlichen Nutzungsdauer von 50 
Jahren, einem Anteil von 42 v. H. der mittelfristig 


nutzbaren Teile mit einer durchschnittlichen Nut- 
zungsdauer von 25 Jahren und einem Anteil von 
23 v. H. der kurzfristig nutzbaren Teile mit einer 
durchschnittlichen Nutzungsdauer von zehn Jahren 
(vgl. hierzu Bericht der Bundesregierung zur finan- 
ziellen Lage der Krankenanstalten - Drucksache 
V/4230 - S. 18, Abschnitt 3.3.1) sind zur Erhaltung 
des derzeitigen Bettenbestandes jährlich folgende 
Aufwendungen notwendig: 

Für Erstinvestitionen (2 v. H. des 

gesamten Anlagewertes) DM 880 Millionen, 

für die Wiederbeschaffung mit- 
telfristiger Anlagen (0,84 v. H. 
des gesamten Anlagewertes) DM 370 Millionen, 

für die Wiederbeschaffung kurz- 
fristiger Anlagen (1,84 v. H. des 
gesamten Anlagewertes) DM 810 Millionen. 

Die gesamten Kosten der Krankenhäuser für Erst- 
investitionen und die Wiederbeschaffung der mittel- 
und kurzfristigen Anlagen sind deshalb für 1970 auf 
rund 2 Milliarden DM zu veranschlagen (ohne Bet- 
ten in Universitätskliniken). 

Auf der Grundlage der vorstehenden Ausgangs- 
werte ergeben sich für die Akutkrankenhäuser 
folgende Beträge: 

Für Erstinvestitionen rund DM 600 Millionen, 

für mittelfristige Anlagen DM 252 Millionen, 

für kurzfristige Anlagen DM 552 Millionen. 

Damit entfallen von dem Gesamtbetrag von 2 Mil- 
liarden DM rund 1,4 Milliarden DM auf die Akut- 
krankenanstalten. 

Zu Frage 1 c) 

Die Finanzierungshilfen der Länder betrugen in den 


Jahren 

Zuschüsse 

Darlehen 


Millionen 

DM 

1967 

561 

157 

1968 

563 

170 

1969 

576 

162 

Für die Jahre 1970 bis 1973 sind von den Ländern 
folgende Finanzierungshilfen vorgesehen: 


Millionen 

DM 

1970 

701 

233 

1971 

768 

192 

1972 

864 

203 

1973 

873 

203 


Die Betriebszuschüsse der Gemeinden haben sich in 
den Jahren 1967 und 1968 wie folgt entwickelt: 

1967 DM 482 Millionen, 

1968 DM 472 Millionen. 

Gegenüber dem in dem Bericht der Bundesregierung 
über die finanzielle Lage der Krankenanstalten 
(S. 20) festgestellten Ergebnis von 560 Millionen 
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DM gezahlten Betriebszuschüssen ist in den Jahren 
1967 und 1968 eine schwach rückläufige Tendenz 
erkennbar. Für die Jahre 1969 und 1970 liegen noch 
keine Ergebnisse oder Teilergebnisse vor. Bei Fort- 
setzung der in den Jahren 1967 und 1968 erkenn- 
baren Tendenz können die Betriebszuschüsse wie 
folgt geschätzt werden: 

1969 DM 460 Millionen, 

1970 DM 450 Millionen. 


2. Wie hoch errechnet sich unter Berücksichtigung 
der voraussichtlichen Kostensteigerungen der 
jährliche Investitionsbedarf der Krankenhäuser, 
insbesondere der Akutkrankenhäuser, in den 
nächsten 

a) fünf Jahren, 

b) fünfzehn Jahren? 

Von welchen Grundlagen (Ersatzbedarf, Nach- 
holbedarf, Zusatzbedarf aus der Bevölkerungs- 
entwicklung, Bettenwert, Bettenschlüssel) geht 
die Bundesregierung dabei im einzelnen aus? 
Wie werden sich in diesen Zeiträumen voraus- 
sichtlich die sonstigen Kosten der Kranken- 
häuser entwickeln? 

Die Bundesregierung geht bei den Finanzhilfen für 
Krankenhäuser in der mittelfristigen Finanzplanung 
von einer jährlichen Zunahme von 3% aus. Dabei 
wird erwartet, daß die Kostensteigerungen in den 
vergangenen Jahren sich in den kommenden Jahren 
abflachen werden. Auf der Grundlage dieser Kosten- 
entwicklung würde sich der gesamte Investitions- 
bedarf in den kommenden fünf Jahren im Kranken- 
hauswesen wie folgt entwickeln: 

Milliarden DM 


1970 

2,0 

1971 

2,06 

1972 

2,12 

1973 

2,18 

1974 

2,25 

1975 

2,32 

In den Jahren von 1976 bis 1985 würde sich folgende 
Entwicklung ergeben: 


Milliarden DM 

1976 

2,39 

1977 

2,46 

1978 

2,53 

1979 

2,61 

1980 

2,69 

1981 

2,77 

1982 

2,85 

1983 

2,94 

1984 

3,03 

1985 

3,12 

Für den 

Bereich der Akutkrankenanstalten ergäbe 


sich folgende Entwicklung: 


Milliarden DM 


1970 

1,40 

1971 

1,44 

1972 

1,48 

1973 

1,52 

1974 

1,57 

1975 

1,62 

1976 

1,67 

1977 

1,72 

1978 

1,77 

1979 

1,82 

1980 

1,87 

1981 

1,93 

1982 

1,99 

1983 

2,05 

1984 

2,11 

1985 

2,17 


Die vorstehenden Zahlen gehen von den Aufwen- 
dungen aus, die zur Erhaltung des derzeitigen 
Bettenbestandes erforderlich sind. Sie berücksich- 
tigen den Ersatzbedarf, der sich aus der Annahme 
einer 50jährigen Nutzungsdauer eines Kranken- 
hauses ergibt. Dabei ist auch für die kommenden 
Jahre der z. Z. erreichte Bettenschlüssel von 7,4 
Akutbetten und 3,6 Betten in Sonderkrankenhäusern 
zugrunde gelegt worden. Dieser Bettenschlüssel ent- 
spricht dem internationalen Standard, der der Bet- 
tenzahl nach für die Versorgung von je 1000 Ein- 
wohnern als ausreichend anzusehen ist. Als Betten- 
wert sind hierbei 70 000 DM je Krankenhausbett im 
gewogenen Durchschnitt für die gesamte Bundes- 
republik angesetzt worden; dabei sind die auf die 
Personalwohnungen und Personalwohnheime sowie 
die Ausbildungsstätten entfallenden Investitions- 
kosten nicht berücksichtigt worden. 

Genaue Schätzungen über den Zusatzbedarf aus der 
Bevölkerungsentwicklung und über den Nachhol- 
bedarf lassen sich gegenwärtig noch nicht abgeben. 
Nach den Vorausschätzungen der Bevölkerungsent- 
wicklung bis zum Jahre 2000 wird die Wohnbevölke- 
rung auf rund 69 Millionen Einwohner in der Bun- 
desrepublik ansteigen. Der Anteil der über 65 Jahre 
alten Einwohner wird bis 1980 auf etwa 14 v. H. der 
Gesamtbevölkerung ansteigen und danach auf 
12 v. H. der Gesamtbevölkerung der Bundesrepu- 
blik wieder absinken. Jeder zahlenmäßigen Voraus- 
schätzung entzieht sich ein erhöhter Bettenbedarf 
als Folge erweiterter medizinischer Behandlungs- 
möglichkeiten und eines steigenden Gesundheits- 
bedürfnisses der Bevölkerung. Auch die gegen- 
läufigen Tendenzen, die eine Verminderung des 
Bettenbedarfes zur Folge haben können, sind gegen- 
wärtig zahlenmäßig nur sehr schwierig zu erfassen. 
Dabei ist vor allem an die Rationalisierung des 
Krankenhausbetriebes, die Abkürzung der Verweil- 
dauer, die Entlastung der Krankenhäuser von den 
Pflegefällen, an den Ausbau der Tag- und Nacht- 
kliniken in der Psychiatrie und an die Auswirkun- 
gen der Früherkennungen von Erkrankungen zu 
denken. Allein im Bereich der Akutkrankenhäuser 
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würde die Abkürzung der Verweildauer um einen 
Tag eine Senkung des Bettenbedarfes um rund 
20 000 Betten zur Folge haben. Nach Auffassung der 
Bundesregierung sollen alle Möglichkeiten zur Sen- 
kung des Bettenbedarfes soweit als möglich wahr- 
genommen werden. Sie geht deshalb in ihren Über- 
legungen davon aus, daß zunächst eine Ausschöp- 
fung dieser Reserven angestrebt werden muß, bevor 
eine Ausdehnung der vorhandenen Bettenkapazität 
eingeleitet wird. 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist die Frage 
des Nachholbedarfes regional sehr unterschiedlich 
zu sehen. Für die gesamte Bundesrepublik ist sie 
weniger eine Frage der Bettenvermehrung als ein 
Problem der beschleunigten Modernisierung des 
vorhandenen Bettenbestandes. Da mehr als ein 
Drittel der vorhandenen Krankenhausbetten älter 
als 50 Jahre und damit nach Auffassung der Bundes- 
regierung überaltert ist, würde der sofortige Ersatz 
überalterter Betten eine finanzielle Größenordnung 
erfordern, die die finanzielle Leistungsfähigkeit aller 
Beteiligten übersteigen dürfte. Für den Nachhol- 
bedarf kann deshalb keine genaue Schätzung ange- 
geben werden, weil er von der politischen Entschei- 
dung abhängig ist, innerhalb welchen Zeitraumes 
die überalterten Betten durch neue ersetzt werden 
sollen. Da der größte Teil der Finanzverantwortung 
für die Krankenhausinvestitionen auch in Zukunft 
bei den Ländern verbleiben wird, muß die Entschei- 
dung darüber den Ländern überlassen bleiben. Die 
Bundesregierung sieht sich deshalb nicht in der 
Lage, zum Nachholbedarf genauere Zahlen zu geben. 

Zur Entwicklung der übrigen Kosten der Kranken- 
häuser hat die Bundesregierung bereits im Sozial- 
bericht 1970 (S. 84) mitgeteilt, daß sie für die Jahre 
bis 1973 von einer Steigerungsrate der Aufwendun- 
gen für stationäre Behandlung von jährlich 14 v. H. 
ausgeht. Nach Bereinigung dieser Steigerungsrate 
um die Zahl der mehrgeleisteten Pflegetage kann 
von einer echten Kostensteigerung in Flöhe von 
etwa 13 v. H. jährlich ausgegangen werden. Die dort 
genannten Zahlen beziehen sich zwar nur auf die 
Ausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung, sie 
können aber, da sich daraus die allgemeine Kosten- 
steigerung der stationären Krankenhausbehandlung 
(ohne Investitionskosten) ergibt, auch allgemein für 
die Kostenentwicklung der nicht zum Investitions- 
bereich gehörenden Ausgaben der Krankenhäuser 
zugrunde gelegt werden. 


3. Wie hoch sind 

a) die Instandhaltungskosten, 

b) die sogenannte „alte Last“ 

der Krankenhäuser, und welche Aufwendungen 
werden sie in den nächsten fünf bzw. fünfzehn 
Jahren erfordern? 

Zu Frage 3 a) 

Die Bundesregierung geht auf der Grundlage von 
Erfahrungswerten davon aus, daß für Instandhaltung 
und Instandsetzung jährlich 0,8 v. H. des jeweiligen 
Wiederbeschaffungswertes eines Krankenhausbettes 
ausreicht. Da die Bettenwerte der Krankenhäuser 


nach ihrer Größe und Einrichtung voneinander er- 
heblich abweichen, sind die hiernach anzusetzenden 
Beträge bei den einzelnen Krankenhäusern sehr 
unterschiedlich. 

Legt man für 1970 einen Wiederbeschaffungswert 
für alle vorhandenen Krankenhausbetten (ohne Bet- 
ten in Universitätskliniken) von 44 Milliarden DM 
zugrunde, so betragen die Instandhaltungs- und 
Instandsetzungskosten im Jahre 1970 für diese 
Krankenhäuser insgesamt 352 Millionen DM. In den 
nächsten fünf bzw. fünfzehn Jahren würde sich bei 
einer Steigerungsrate des Bettenwertes von jährlich 
3 v. H. folgende Entwicklung ergeben: 

Millionen DM 

1970 352 

1971 363 

1972 374 

1973 385 

1974 397 

1975 409 

1976 421 

1977 434 

1978 447 

1979 460 

1980 474 

1981 488 

1982 503 

1983 518 

1984 534 

1985 550 

Zu Frage 3 b) 

Genaue Angaben zur sogenannten „alten Last 1 ' der 
Krankenhäuser liegen nur von wenigen Ländern 
vor. In Nordrhein-Westfalen müssen hierfür nach 
dem Stand vom 31. Dezember 1969 rund 96 Mil- 
lionen DM aufgebracht werden. Wegen des hohen 
Anteils an öffentlichen Finanzhilfen in diesem Land 
lassen sich diese Zahlen nicht ohne weiteres auf die 
übrigen Bundesländer übertragen. Die gesamten 
Aufwendungen für die Übernahme der „alten Last" 
dürften nach neueren Schätzungen jedoch minde- 
stens 350 Millionen DM jährlich betragen, über die 
Entwicklung dieser Aufwendungen kann erst etwas 
gesagt werden, wenn detailliertere Angaben zur 
Verzinsung und zur Laufzeit der von den Kranken- 
häusern für Investitionskosten aufgenommenen 
Fremdmittel vorliegen. 


4. Wie hoch müßten die Finanzierungshilfen des 
Bundes in den nächsten fünf Jahren sein, wenn 
er - wie die Bundesregierung im Finanzplan 
1969 bis 1973 angekündigt hat - ein Drittel der 
Investitionskosten der Krankenhäuser über- 
nimmt? Welche Vorstellungen hat die Bundes- 
, regierung hinsichtlich ihrer Finanzierungshilfen 

über das Jahr 1973 hinaus? 

| Im Bereich der Sonderkrankenhäuser ist die Finanz- 
j Verantwortung für die Investitionskosten der Kran- 
I kenhäuser für bestimmte größere Gruppen in einer 
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Weise geregelt, daß zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
besondere Finanzhilfen des Bundes für Investitionen 
dieser Krankenhäuser nicht erforderlich erscheinen. 
Nach Auffassung der Bundesregierung können und 
müssen angesichts der begrenzten vorhandenen 
finanziellen Möglichkeiten die Finanzhilfen des 
Bundes auf diejenigen Krankenhäuser konzentriert 
werden, bei denen wegen des Rückstandes in der 
Modernisierung oder wegen der Höhe des Defizits 
ein besonders starker Bedarf für die Hilfsmaßnah- 
men besteht. Ein solcher Bedarf an Finanzhilfen 
durch den Bund ist gegenwärtig bei den Akutkran- 
kenhäusern und bei denjenigen Sonderkranken- 
häusern gegeben, bei denen die Finanzverantwor- 
tung eines bestimmten Trägers nicht geregelt ist. 
Die Universitätskliniken können hierbei außer Be- 
tracht bleiben, da ihre Finanzierung im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe des Ausbaus und Neubaus 
von Hochschulen einschließlich Hochschulkliniken in 
besonderer Weise geregelt ist. 

Nach diesen Grundsätzen kommen für die Förderung 
durch den Bund rund 400 000 Krankenhausbetten in 
Betracht. Als Finanzierungshilfe des Bundes sind 
hierfür für 1971 9 Millionen DM, für 1972 55 Mil- 
lionen DM, für 1973 120 Millionen DM und für 1974 
186 Millionen DM in den Haushalt eingestellt oder 
in die mittelfristige Finanzplanung eingeplant wor- 
den, mit denen 1971 300 Millionen DM, 1972 636 Mil- 
lionen DM, 1973 655 Millionen DM und 1974 675 
Millionen DM beschafft werden sollen. In den 
folgenden Jahren sollen als Finanzhilfen ein Drittel 
der Beträge bereitgestellt werden, die zur Erhaltung 
des Bettenbestandes derjenigen Krankenhäuser not- 
wendig sind, deren Förderung zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt als besonders dringlich angesehen wer- 
den muß. 


5. Sollen die von der Bundesregierung vorge- 
sehenen Finanzierungshilfen allen Kranken- 
häusern zugute kommen, oder sollen bestimmte 
Krankenhäuser (wie z. B. Sonderkrankenhäuser) 
davon ausgeschlossen sein? 

Nach Auffassung der Bundesregierung besteht die 
Dringlichkeit zur Gewährung von Finanzierungs- 
hilfen nicht bei allen Krankenhäusern in gleicher 
Weise. Angesichts der derzeit nur begrenzt zur Ver- 
fügung stehenden Mittel bei Bund und Ländern er- 
scheint es gerechtfertigt, die Förderung dort zu kon- 
zentrieren, wo sich bereits in der Vergangenheit 
gezeigt hat, daß die bisherige Regelung der Finanz- 
verantwortung und der Pflegesätze nicht ausgereicht 
hat, um eine auf die Dauer ausreichende Ver- 
sorgung der Bevölkerung mit Krankenhäusern zu 
sichern. Nach den bisher getroffenen Feststellungen 
ist dies vor allem im Bereich der Akutkranken- 
häuser der Fall. Dagegen ist eine gleiche Dringlich- 
keit vor allem bei denjenigen Krankenhäusern nicht 
gegeben, die für die Versorgung eines geschlosse- 
nen Personenkreises eingerichtet worden sind und 
regelmäßig auch nur diesem Personenkreis zur Ver- 
fügung stehen; in diesen Fällen ist die Finanzver- 
antwortung sowohl im Investitionsbereich als auch 
beim Betrieb dieser Krankenhäuser im allgemeinen 


ausreichend geregelt. Für die Hochschulkliniken ist 
die Grundlage ihrer Förderung ihre Einbeziehung in 
j die Gemeinschaftsaufgabe „Ausbau und Neubau von 
Hochschulen einschließlich Hochschulkliniken". Auch 
bei Krankenanstalten, die nicht den Bestimmungen 
über die Gemeinnützigkeit entsprechen, kann von 
einer Förderung abgesehen werden, da es sich hier- 
bei im allgemeinen um auf Gewinnerzielung gerich- 
tete Unternehmen handelt. Im übrigen ist auch bei 
den Sonderkrankenanstalten ein Bedarf an Förde- 
rung unter dem Gesichtspunkt ihrer wirtschaftlichen 
Sicherung anzuerkennen. 


6. In welcher Form und nach welchen Grundsätzen 
soll sich nach Auffassung der Bundesregierung 
der Bund an den Investitionskosten der Kran- 
kenhäuser beteiligen, und auf welche Artikel 
des Grundgesetzes stützt sich die Bundesregie- 
rung dabei? 

Die Finanzhilfen des Bundes für Investitionen in 
Krankenhäusern sollen den Ländern auf der Grund- 
lage des Artikels 104 a Absatz 4 GG gewährt wer- 
I den. Als Finanzhilfe des Bundes soll ein Drittel des 
Betrages bereitgestellt werden, der die Erhaltung 
des Bettenbestandes derjenigen Krankenhäuser er- 
möglicht, die nach den vorstehend in Nummer 4 
dargelegten Grundsätzen in die Förderung einbe- 
zogen werden sollen. Mit Rücksicht auf die notwen- 
j dige Konzentrierung der vom Bund bereitgestellten 
Mittel werden diese Mittel in der Regel nur für 
Krankenhäuser mit mehr als 100 planmäßigen Betten 
| bereitgestellt; dabei ist zu berücksichtigen, daß diese 
verhältnismäßig niedrige Bettenzahl vor allem den 
i besonderen Verhältnissen im Bereich der in die 
Förderung einzubeziehenden Sonderkrankenhäuser 
| Rechnung tragen soll. 


7. Wie soll nach Auffassung der Bundesregierung 
ein bedarfsgerecht gegliedertes Krankenhaus- 
system, für das Bundesmittel gegeben werden 
können, aussehen, und welche Planungs- 
elemente sind nach Auffassung der Bundes- 
regierung dafür notwendig? 

Die allgemeinen Grundsätze für ein bedarfsgerecht 
gegliedertes System leistungsfähiger Krankenhäuser 
können nur in enger Zusammenarbeit mit den 
Ländern aufgestellt werden. Eine wesentliche Vor- 
aussetzung für die Erarbeitung dieser Grundsätze 
ist gegeben, wenn sich in den parlamentarischen 
Körperschaften eine abschließende Auffassung über 
Art, Umfang und Inhalt der Förderung der Kranken- 
häuser durch die Neuregelung der Krankenhaus- 
finanzi'erung im Gesetz über die wirtschaftliche 
Sicherung der Krankenhäuser abzeichnet. 


8. Wie soll nach Auffassung der Bundesregierung 
die Wirtschaftlichkeit der Krankenhäuser ver- 
bessert werden? 

Die Wirtschaftlichkeit der Krankenhäuser kann nach 
Auffassung der Bundesregierung vor allem durch 
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Kostensenkungen beim Krankenhausbau, durch 
Rationalisierung des Betriebsablaufs im Kranken- 
haus und funktionsgerechte Ausnutzung der Betten- 
kapazitäten verbessert werden. Eine verstärkte 
Forschung ist notwendig, um alle Möglichkeiten zur 
Senkung der Baukosten der Krankenhäuser und zur 
rationelleren Gestaltung des Betriebsablaufs erken- 
nen und für die Praxis nutzbar machen zu können. 
Der Aufbau eines nach dem Bedarf abgestuften 
Systems der Krankenhäuser soll auf längere Sicht 
dazu führen, daß Krankenhausbetten mehr als bis- 
her unter Berücksichtigung der Schwere des Krank- 
heitsfalles belegt werden; damit wird vor allem 
angestrebt, daß Betten in höchst qualifizierten Kran- 
kenhäusern möglichst nur mit solchen Kranken be- 
legt werden, deren Behandlung diesen Aufwand 
erfordert. Alle Möglichkeiten zur Abkürzung der 
Verweildauer müssen auf ihre Verwirklichung und 
Auswirkung sorgfältig überprüft werden. Die geeig- 
neten Maßnahmen müssen sobald wie möglich 
durchgeführt werden. 


9. Nach welchen Grundsätzen und in welcher Form 
sollen die Pflegesätze (Benutzerkosten) neu 
geregelt werden? Soll dabei die Mitwirkung der 
Beteiligten und ggf. in welcher Weise neu ver- 
ankert werden? Welche finanziellen Auswirkun- 
gen werden sich daraus für 

a) die gesetzliche Krankenversicherung, 

b) die sonstigen Benutzer 
ergeben? 

Zweck der gesetzlichen Neuregelung der Kranken- 
hausfinanzierung ist die wirtschaftliche Sicherung 
der Krankenhäuser, um eine bedarfsgerechte Ver- 
sorgung der Bevölkerung mit leistungsfähigen Kran- 
kenhäusern zu gewährleisten und zu sozial trag- 
baren Pflegesätzen beizutragen, ln diesem Zusam- 
menhang muß auch die künftige Pflegesatzregelung 
gesehen werden. Sie soll sicherstellen, daß die 
Pflegesätze für alle Benutzer nach einheitlichen 
Grundsätzen bemessen werden. Die Pflegesätze 
müssen auf der Grundlage der Selbstkosten eines 
sparsam wirtschaftenden Krankenhauses und einer 


I Kosten- und Leistungsrechnung eine wirtschaftliche 
Betriebsführung ermöglichen. Dabei ist die Notwen- 
digkeit zu berücksichtigen, ein bedarfsgerecht ge- 
gliedertes System leistungsfähiger und rationell 
genutzter Krankenhäuser zu gewährleisten. Bei den 
geförderten Krankenhäusern dürfen Investitions- 
kosten einschließlich Instandhaltungs- und Instand- 
setzungskosten und sonstige in die Förderung ein- 
bezogene Kosten im Pflegesatz nicht berücksichtigt 
i werden. Dies gilt auch für die Kosten der Personal- 
wohnungen und Personalwohnheime und der Aus- 
bildungsstätten. 

Die Pflegesätze sollen wie bisher in einem behörd- 
lichen Verfahren geregelt werden. Auch sollten für 
Gruppen gleichartiger Krankenhäuser, die nach ein- 
heitlichen Gesichtspunkten bewertet werden kön- 
nen, einheitliche Pflegesätze festgesetzt werden 
können. 

Die finanziellen Auswirkungen für die gesetzliche 
! Krankenversicherung und die sonstigen Benutzer 
werden voraussichtlich nach den örtlichen Gegeben- 
heiten unterschiedlich sein. Während bei den frei 
gemeinnützigen Krankenhäusern beim Übergang 
| auf die Neuregelung keine wesentlichen Verände- 
rungen, zum Teil sogar Entlastungen der Benutzer 
zu erwarten sind, soll vor allem bei denjenigen 
Krankenkassen, bei denen durch den Übergang auf 
die Neuregelung eine Mehrbelastung eintreten 
kann, durch eine Übergangsregelung sichergestellt 
werden, daß sich diese Mehrbelastungen in einem 
! zumutbaren Rahmen halten. 


10. Hält es die Bundesregierung für notwendig, 
die innere Struktur der Krankenhäuser zu ver- 
bessern, und wie will sie das ggf. erreichen? 

Die innere Struktur der Krankenhäuser gehört, ab- 
gesehen von den wenigen Krankenanstalten des 
Bundes, nicht zu den Aufgabenbereichen des Bundes, 
sondern der Länder. 

Käte Strobel 
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